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Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten 

Zu den Fra!!en 1 bis 4: 
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"Welches Ziel verfolgen Sie mit lllrer Verordnung über Ausnahmen vom Wochenend- und Feiertagsfahrverbot 
hinsichtlich bestimmter Bahnhöfe", BGBI 855i94, in der lediglich 8 der zahlreichen in Frage kommenden Verlade­
terminals enthalten sind?" 
"Bestehen teclmische Gründe, alle übrigen Verladebahnhöfe von dieser Wochenendregelung auszuschließen?" 
'Wennja, welchebeijeweils welchem Terminal im DetailT 
'Wenn nein, warum haben Sie diese übrigen Terminals nicht in Thre Verordnung aufgenommen, zumal die Ver­
ordnlmgsermächtigung in § 42(2b) StVO ausdrücklich nur ''technische Anforderungen" als Kriterium nennt?" 

In der Straßenverkehrsordnung ist aus Gründen der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des 

Verkehrs ein Wochenend- und Feiertagsfahrverbot rur LKW ab einer bestimmten Gewichts­

grenze vorgesehen. Vor allem soll dadurch das erhöhte Verkehrsaufkommen von PKW an 

Wochenenden und Feiertagen (Ausflugs- und Ui"laubsverkehr) sicher und flüssig abgewickelt 

werden. Von diesem Verbot gibt es bestimmte gesetzliche Ausnahmen. 

Diese vom Gesetzgeber sehr restriktiv festgelegten Ausnahmen lassen erkennen, daß es dem 

Gesetzgeber ein Anliegen ist, das generelle Wochendend- und Feiertagsfahrverbot nicht durch 

unnötige Ausnahmen zu durchlöchern und somit wirkungslos zu machen. Diesen grundsätzli­

chen Zielen des Gesetzgebers hat auch der Verordnungsgeber zu folgen zumal das Wochenend­

und Feiertagsfahrverbot wie bereits angeführt, der Aufrechterhaltung der Sicherheit, Leichtig­

keit und Flüssigkeit des Verkehrs dient. Von dieser Zielsetzung hatte ich mich auch bei Erlas­

sung der gegenständlichen Verordnung leiten zu lassen. Für Ausnahmen kamen daher schon 

aufgrund des klaren Willens des Gesetzgebers nurj ene Be ... und Entladebahnhöfe in Frage, bei 

denen aufgrund der Fahrplangestaltung während des Wochenendes tatsächlich Abfahrten und 

Ankünfte in nennenswertem Außmaß stattfinden. 
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In der gegenständlichen Verordnung sind daher folgende Bahnhöfe enthalten: 

1. Brennersee 

2. Graz Ostbahnhof 

3. Salzburg Hauptbahnhof 

4. Villach-Fürnitz 

5. Wels Verschiebebahnhof 

6. Wien Südbahnhof 

7. Wien Nordwestbahnhof 

8. Wörgl 

Ich bin aberjederzeit bereit, bei begründetem B edarfn ach Durchfuhrung eines entsprechenden 

Ermittlungsverfahrens die Verordnung um weitere Kombiverkehrsterminals zu erweitern. 

Hätte der Gesetzgeber gewollt, daß alle Bahnhöfe des Kombinierten Verkehrs, nämlich sowohl 

für die "Rollende Landstraße" als auch fur den ''Unbegleiteten Kombinierten Verkehr" vom 

Wochenend- und Feiertagsfahrverbot ausgenommen sind, hätte dies der Gesetzgeber wohl direkt 

in der StVO nonniert und nicht eine Verordnungsermächtigung eingeräumt. 

Darüber hinaus wurde im Rahmen des Begutachtungsverfahrens etwa sowohl vom Öster­

reichischen Städtebund als auch vom Land Wien auf die grundsätzliche Anwohnerproblematik 

hinge\viesen und eine restriktive Handhabung der Verordnungsermächtigung gefordert. 

Zu den Fragen 5 bis 7: 
"151 Ihnen bekannt, daß es beispielweise im Bereich der Stadt Salzburg ein geeignetes Terminal gäbe. bei denen der 
Zufahrtsweg im Gegensatz zum verordneten Terminal Hauptbahnhof kaum durch bewohntes Gebiet führen \vürde 
und auch unmittelbar an der Autobahn gelegen wäre?" 

"Mit welcher Begründw1g haben Sie dieses Terminal Salzburg-Liefering, das im ursprünglichen Verordnungsentwurf 
- ebenso wie Straßwalchen - noch aufschien, gestrichen?" 

'1st Ihnen bewußt, daß Sie mit dieser Bevorzugung einzelner Terminals auch eine Wettbewerbsverzerrung zwischen 
den Betreibem dieser Einrichtungen bewirken und wie rechtfertigen Sie dies?" 
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Nach den mir vorliegenden Informatlonen findet auf dem von lhnen angeführten Termina1 der 

Finna Welz während des Wochenend- und Feiertagsfahrverbotes überhaupt kein Umschlag im 

Rahmen des Kombinierten Verkehrs statt, sodaß schon aus diesem Grund eine Aufuahme dieses 

Terminals in diese Verordnung nicht notwendig war. Der aufgestellten Behauptung, daß es 

damit zu Wettbewerbsverzerrungen komint, kann ich daher nicht beitreten, insbesondere auch 

deshalb, da die in Salzburg Hauptbahnhof abgefertigten Kombiverkehrstechniken in Salzburg­

Liefering gar nicht abgefertigt werden und die in Salzhurg-Liefering abgefertigten Kombi­

verkehrstechniken wiederum nicht in Salzburg Hauptbahnhof angeboten werden. 

Zu Frage 8: 
"Halten Sie es mit der. vetkehrspolitischen Zielsetzung der STVO-Novelle, durch Förderung des Kombiverkehrs 
LKW -Verkehr zu reduzieren, für vereinbar, nun nur wenige Terminals zu verordnen und damit die volle Ausnützung 
der 65km-Grenze praktisch zu erzwingen?" 

Die verkehrspolitische Zielsetzung der StVO-Novelle besteht nicht ausschließlich in der 

Förderung des Kombinierten Verkehrs, sondern auch in der Aufrechterhaltung der Sicherheit, 

Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs; Dabei ist eine Interessenabwägung zwischen bei den 

Zielen vorzunehmen, wobei der Sicherhe.it des Verkehrs der Vorrang einzuräumen ist. Daraus 

ergibt sich, daß Ausnahmen wie bereits angeführt nur im unbedingt notwendigen Ausmaß 

festzulegen sind. 

Zu Frage 9: 
"Sind Sie bereit, im Lichte der genannten Probleme ihre Verordnung auf alle - wie im Gesetz vorgesehen - den 
tecluüschen Anforderungen genügenden Terminals zu erweitern, wenn nein, warum nicht?" 

Da die gegenständliche Verordnung erst seit kurzer Zeit· gilt, und derzeit noch keine Erfahrun· 

gen d~it vorliegen,habe ich veranlaßt, daß nach einem Jahr über die Zweckmäßigkeit dieser 

Verordnung eine Unteniuchung gemacht werden wird. 

(\ 

Wien, am ~O·Jänner 1995 

Der Bu d sminister 

( 
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